
        Aufruf      
des Netzwerkes Arbeit und Zukunft in Sachsen

und der Sächsischen Armutskonferenz

zum landesweiten Aktionstag
der Erwerbslosen und Erwerbstätigen

am Mittwoch, dem 05. Februar 2003

Der 05.Februar 2003, der Tag der Bekanntgabe der Arbeitslosenzahlen,
ist zugleich ein bundesweiter Aktionstag der Erwerbslosen und Erwerbstätigen.

Der Sächsischen Armutskonferenz und dem Netzwerk Arbeit und Zukunft in Sachsen gehören an:
Arbeitslosenverband Deutschland, Landesverband Sachsen e. V., Arbeiterwohlfahrt, Landesverband Sachsen e.V.

ArbeitslosenRat Dresden (A.R.D.), Betreuungsverein Freital e. V., Bundesarbeitsgemeinschaft Arbeit, Landesgeschäftsstelle Sachsen
Der Paritätische Wohlfahrtsverband, Landesverband Sachsen e. V., Deutscher Gewerkschaftsbund, Bezirk Sachsen

Interessengemeinschaft Soziale Innovation für Gesundheit und Selbsthilfe (SIGUS) e. V. Dresden
Evangelische Hochschule für Soziale Arbeit Dresden (FH), GEW Sachsen, Arbeitslosenarbeit

Koordinierungsgruppe der Arbeitsloseninitiativen und Beschäftigungsprojekte in Dresden
Koordinierung Kirchlicher Erwerbsloseninitiativen Sachsens, ver.di Sachsen - Landeserwerbslosenausschuss

Landesfrauenrat Sachsen - Sächsisches Frauenforum  e. V., "Neue Arbeit" Chemnitz e. V.
Netzwerk Arbeit und Soziales Chemnitz, Netzwerk gegen Arbeitslosigkeit e. V. Leipzig

Verein zur beruflichen Förderung von Frauen in Sachsen e. V.
Verband alleinerziehender Mütter und Väter, Landesverband Sachsen e. V.

Ende März 2003 wird die Bundeskommission zur Reform der Gemeindefinanzen ihren Bericht vorlegen.
Dazu gehört auch die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe:

Wir protestieren in Sachsen mit medienwirksamen Aktionen
gegen eine Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe,

die ArbeitslosenhilfebezieherInnen schlechter stellt!

Wir fordern dagegen den Erhalt der Arbeitslosenhilfe und eine Mindestsicherung
in Höhe von mindestens 720 Euro in der Arbeitslosenunterstützung

- für alle Erwerbslose, auch sozialhilfebeziehende Erwerbslose.

Am 30. Januar 2003 verhandeln die Tarifpartner in Hannover über
die zukünftige Entlohnung von Leiharbeitern:

Wir streiten in Sachsen für gerechte Arbeits- und Lohnbedingungen der Leiharbeiter
in den Personalservice-Agenturen und Zeitarbeitsfirmen!

Für alle Leiharbeiter sollen mindestens der gleiche Lohn und
die gleichen Arbeitsbedingungen wie für die Beschäftigten

im Entleihbetrieb gelten.

Denn:
Eine Abschaffung oder Senkung der Arbeitslosenhilfe und

die ungleiche Entlohnung der Leiharbeiter setzt nicht nur Erwerbslose,
sondern auch Lohn- und Arbeitsbedingungen der (Noch-)Erwerbstätigen unter Druck,

vernichtet reguläre und ordentlich bezahlte Arbeitsplätze,
vermindert die Kaufkraft und damit die Entwicklung der Binnenwirtschaft.
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